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Merkblatt - Wissenschaftliche Forschungsvorhaben in Thüringer Schulen  

gemäß § 57 Abs. 5 Thüringer Schulgesetz 
 

Wissenschaftliche Forschungsvorhaben in Schulen (Studien, Befragungen, Testreihen u. ä.) 
bedürfen der Genehmigung des Thüringer Ministeriums für Bildung, Jugend und Sport 
(TMBJS). Über die Genehmigung von Vorhaben, an denen nur Schulen eines Schulamtsbe-
reichs teilnehmen, entscheidet das jeweilige Schulamt. 
 
Die Genehmigung kann erteilt werden, wenn das Vorhaben ein erhebliches wissenschaft-
liches Interesse im Hinblick auf den Bildungsauftrag der Schule erkennen lässt und sich 
die Belastung der Schule in einem zumutbaren Rahmen hält. 
 
Der Antrag auf Genehmigung ist in schriftlicher Form (Post) an das jeweilige Staatliche Schul-
amt oder bei schulamtsübergreifenden Vorhaben an das Thüringer Ministerium für Bildung, Ju-
gend und Sport mindestens 8 Wochen vor Beginn des beabsichtigten Vorhabens zu stellen und 
muss das Folgende beinhalten: 
 

 Eine ausführliche Beschreibung des Projekts (Konzeption, Benennung des verantwortlichen 
Projektleiters, Benennung der beteiligten Partner, Informationen zum konkreten Prozedere 
des Vorhabens, Darstellung des erheblichen wissenschaftlichen Interesses im Hinblick auf 
den Bildungsauftrag der Schule,  vorgesehene Behandlung der Erhebungsunterlagen und 
deren endgültiger Verbleib, Angaben über den zeitlichen Ablauf und den voraussichtlichen 
zeitlichen Umfang des Vorhabens (Wann soll die Erhebung stattfinden, wie viel Zeit nimmt 
diese in Anspruch?) …). 

 Die Erhebungsunterlagen wie Fragebögen, Interviewleitfäden, Testunterlagen, Musteran-
schreiben an die betreffenden Schulen sowie die Teilnehmer, ggf. Musteranschreiben an die 
Erziehungsberechtigten zwecks Einholung des Einverständnisses zur Teilnahme minderjäh-
riger Schüler, … 
Aus den Erhebungsunterlagen muss deutlich der Zweck des Vorhabens, die durch den An-
tragsteller vorgesehene Behandlung der Erhebungsunterlagen und deren endgültiger Ver-
bleib sowie das Prozedere des Vorhabens hervorgehen. Auf die Freiwilligkeit zur Teilnahme 
am Vorhaben ist ausdrücklich zu verweisen. 

 Eine Übersicht der Schulen, an denen das Vorhaben durchgeführt werden soll. 

 
Rechtliche Grundlagen: 

 § 57 ThürSchulG 
(5) Wissenschaftliche Forschungsvorhaben in Schulen bedürfen der Genehmigung des für 
das Schulwesen zuständigen Ministeriums. Die Genehmigung kann erteilt werden, wenn 
das Vorhaben ein erhebliches wissenschaftliches Interesse im Hinblick auf den Bildungsauf-
trag der Schule erkennen lässt und sich die Belastung der Schule in einem zumutbaren 
Rahmen hält. Personenbezogene Daten dürfen nur für ein bestimmtes Vorhaben verarbeitet 
werden, soweit die betroffenen Personen eingewilligt haben oder das öffentliche Interesse 
an der Durchführung des Vorhabens das Geheimhaltungsinteresse erheblich überwiegt und 
der Forschungszweck des Vorhabens auf eine andere Weise nicht oder nur mit einem un-
verhältnismäßigen Aufwand erreicht werden kann. 
(9) Soweit in diesem Gesetz nichts anderes geregelt ist, gelten die Bestimmungen der Ver-
ordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 
zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum 
freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG ( Datenschutz-
Grundverordnung ) (ABl. L 119 vom 4.5.2016, S. 1; L 314 vom 22.11.2016, S. 72; L 127 
vom 23.05.2018, S. 2) in Verbindung mit dem Thüringer Datenschutzgesetz . 
 

 Erhebung personenbezogener Daten: Thüringer Datenschutzgesetz (ThürDSG; Stand: 6. 
Juni 2018)  
ggf. bei entsprechender Fragestellung besonders zu berücksichtigen:  
§ 39 Einwilligung ThürDSG: 
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(1) Soweit die Verarbeitung personenbezogener Daten nach einer Rechtsvorschrift auf der 
 Grundlage einer Einwilligung erfolgen kann, muss der Verantwortliche die Einwilligung 
 der betroffenen Person nachweisen können. 

(2) Erfolgt die Einwilligung der betroffenen Person durch eine schriftliche Erklärung, die 
 noch andere Sachverhalte betrifft, muss das Ersuchen um Einwilligung in verständlicher 
 und leicht zugänglicher Form in einer klaren und einfachen Sprache so erfolgen, dass es 
 von den anderen Sachverhalten klar zu unterscheiden ist. 

 
(3) Die betroffene Person hat das Recht, ihre Einwilligung jederzeit zu widerrufen. Durch 

 den Widerruf der Einwilligung wird die Rechtmäßigkeit der aufgrund der Einwilligung bis 
 zum Widerruf erfolgten Verarbeitung nicht berührt. Die betroffene Person wird vor Abga-
 be der Einwilligung hiervon in Kenntnis gesetzt. 

(4) Die Einwilligung ist nur wirksam, wenn sie auf der freien Entscheidung der betroffenen 
 Person beruht. Bei der Beurteilung, ob die Einwilligung freiwillig erteilt wurde, müssen 
 die Umstände der Erteilung berücksichtigt werden. Die betroffene Person ist auf den 
 vorgesehenen Zweck der Verarbeitung sowie, wenn nach den Umständen des Einzelfal-
 les erforderlich oder auf Verlangen, auf die Folgen der Verweigerung der Einwilligung 
 hinzuweisen. 

(5) Soweit besondere Kategorien personenbezogener Daten verarbeitet werden, muss sich 
 die Einwilligung ausdrücklich auf diese Daten beziehen. 


